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599. Bundesgesetz: Jugendgerichtsgesetz 1988 — JGG
(NR: GP XVII RV 486 AB 738 S. 76. BR: AB 3573 S. 507.)

599. Bundesgesetz vom 20. Oktober 1988
über die Rechtspflege bei Jugendstraftaten

(Jugendgerichtsgesetz 1988 — JGG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

ERSTER ABSCHNITT

Begriffsbestimmungen

§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist
1. Unmündiger: wer das vierzehnte Lebensjahr
noch nicht vollendet hat;

2. Jugendlicher: wer das vierzehnte, aber noch
nicht das neunzehnte Lebensjahr vollendet
hat;

3. Jugendstraftat: eine mit gerichtlicher Strafe
bedrohte Handlung, die von einem Jugendli-
chen begangen wird;

4. Jugendstrafsache: ein Strafverfahren wegen
einer Jugendstraftat.

ZWEITER ABSCHNITT
Familien- und jugendwohlfahrtsrechtliche Verfü-

gungen

Allgemeines

§ 2. (1) Wird einem Unmündigen oder Jugendli-
chen eine mit Strafe bedrohte Handlung angelastet
und ist aus diesem Anlaß eine Gefährdung seiner
persönlichen Entwicklung zu besorgen, so ist zu
prüfen, ob familienrechtliche oder jugendwohl-
fahrtsrechtliche Verfügungen erforderlich sind.
(2) Ob Verfügungen nach Abs. 1 zu treffen sind,

entscheidet das Vormundschafts- oder Pfleg-
schaftsgericht, während eines gegen einen Jugendli-
chen anhängigen Strafverfahrens jedoch das Straf-
gericht.

Verfahren

§ 3. Entscheidet das Strafgericht über Verfügun-
gen nach § 2 Abs. 1, so sind die verfahrensrechtli-
chen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und die
Strafprozeßordnung 1975 mit folgenden Abwei-
chungen und Ergänzungen anzuwenden:

1. Dringend gebotene Verfügungen können
sogleich getroffen werden. Jedenfalls anläß-
lich der das Verfahren erledigenden Entschei-
dung hat das Gericht durch Beschluß auszu-
sprechen, ob die getroffene Maßnahme auf-
recht bleibt, geändert oder durch andere
Maßnahmen ersetzt wird.

2. Verfügungen sind mit Beschluß zu treffen. Im
Vorverfahren hat der Untersuchungsrichter,
in der Hauptverhandlung das erkennende
Gericht, sonst der Vorsitzende zu entschei-
den.

3. Vor der Verfügung hat das Gericht den
Jugendwohlfahrtsträger zu hören. Ferner sind
der Jugendliche, die Erziehungsberechtigten,
die Pflegeeltern, ein allenfalls bestellter
Bewährungshelfer und, wenn eine besondere
Einrichtung für Jugendgerichtshilfe (§ 47)
besteht, auch diese zu hören, es sei denn, daß
durch den damit verbundenen Aufschub der
Verfügung das Wohl des Jugendlichen
gefährdet wäre.

4. Beschlüsse nach Z 2 sind auch dem Jugend-
wohlfahrtsträger sowie allen Personen zuzu-
stellen, deren Rechte und Pflichten von der
Entscheidung unmittelbar betroffen sind.

5. Gegen Beschlüsse nach Z 2 steht das Rechts-
mittel der Beschwerde an den übergeordneten
Gerichtshof zu, das binnen vierzehn Tagen
nach Zustellung des Beschlusses einzubringen
ist. Die Beschwerde steht der Staatsanwalt-
schaft, dem Jugendwohlfahrtsträger, dem
Jugendlichen und allen anderen Personen zu,
die zugunsten eines Minderjährigen Nichtig-
keitsbeschwerde gegen ein Urteil erheben
können oder denen die Entscheidung gemäß
Z 4 zuzustellen ist.

6. Die Beschwerde kann mit einer rechtzeitig
eingebrachten Nichtigkeitsbeschwerde oder
Berufung gegen das Urteil verbunden werden,
das zugleich mit dem angefochtenen Beschluß
ergangen ist.. In diesem Fall oder wenn sonst
gegen das zugleich mit dem angefochtenen
Beschluß ergangene Urteil Nichtigkeitsbe-
schwerde oder Berufung erhoben wird, ent-
scheidet der für deren Erledigung zuständigeGerichtshof auch über die Beschwerde.
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7. Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung.
Bei Gefahr im Verzug kann das Gericht
jedoch in seiner Entscheidung aussprechen,
daß einer Beschwerde keine aufschiebende
Wirkung zukomme und daß die Entschei-
dung sofort wirksam werde.

DRITTER ABSCHNITT

Jugendstrafrecht

Straflösigkeit von Unmündigen und Jugendlichen

§ 4. (1) Unmündige, die eine mit Strafe bedrohte
Handlung begehen, sind nicht strafbar.

(2) Ein Jugendlicher, der eine mit Strafe
bedrohte Handlung begeht, ist nicht strafbar, wenn
1. er aus bestimmten Gründen noch nicht reif
genug ist, das Unrecht der Tat einzusehen
oder nach dieser Einsicht zu handeln,

2. er vor Vollendung des sechzehnten Lebens-
jahres ein Vergehen begeht, ihn kein schweres
Verschulden trifft und nicht aus besonderen
Gründen die Anwendung des Jugendstraf-
rechts geboten ist, um den Jugendlichen von
strafbaren Handlungen abzuhalten, oder

3. die Voraussetzungen des § 42 StGB vorliegen.

Besonderheiten der Ahndung von Jugendstraftaten

§ 5. Für die Ahndung von Jugendstraftaten gel-
ten die allgemeinen Strafgesetze, soweit im folgen-
den nichts anderes bestimmt ist:

1. Die Anwendung des Jugendstrafrechts hat
vor allem den Zweck, den Täter von strafba-
ren Handlungen abzuhalten.

2. An die Stelle der Androhung einer lebenslan-
gen Freiheitsstrafe und der Androhung einer
Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jah-
ren oder lebenslanger Freiheitsstrafe tritt,
a) wenn ein Jugendlicher die Tat nach Voll-

endung des sechzehnten Lebensjahres
begangen hat, die Androhung einer Frei-
heitsstrafe von einem bis zu fünfzehn
Jahren,

b) sonst die Androhung einer Freiheitsstrafe
von einem bis zu zehn Jahren.

3. An die Stelle der Androhung einer Freiheits-
strafe von zehn bis zu zwanzig Jahren tritt
die Androhung einer Freiheitsstrafe von
sechs Monaten bis zu zehn Jahren.

4. Das Höchstmaß aller sonst angedrohten
zeitlichen Freiheitsstrafen wird auf die
Hälfte herabgesetzt; ein Mindestmaß ent-
fällt.

5. Das nach Tagessätzen bestimmte Höchst-
maß von Geldstrafen wird auf die Hälfte
herabgesetzt.

6. Geldstrafen, deren Bemessung sich nach der
Höhe eines Wertes, Nutzens oder Schadensrichtet, einschließlich Verfallsersatz- und

Wertersatzstrafen, sind nur zu verhängen,
soweit sie das Fortkommen des Beschuldig-
ten nicht gefährden.

7. Für die Einteilung der strafbaren Handlun-
gen nach § 17 StGB und die Anwendung des
§ 42 StGB ist nicht von den durch die Z 4
geänderten Strafdrohungen auszugehen.

8. Die §§ 37 Abs. 2 und 41 Abs. 2 StGB gelten
nicht für Jugendstraftaten.

9. Die §§ 43 und 43a StGB können auch ange-
wendet werden, wenn auf eine Freiheits-
strafe von mehr als zwei bzw. drei Jahren
erkannt wird oder zu erkennen wäre.

10. In gesetzlichen Bestimmungen vorgesehene
Rechtsfolgen treten nicht ein.

Verfolgungsverzicht der Staatsanwaltschaft

§ 6. (1) Die Staatsanwaltschaft hat von der Ver-
folgung einer Jugendstraftat abzusehen, die nur mit
Geldstrafe, mit nicht mehr als fünf Jahren Freiheits-
strafe oder mit einer solchen Freiheitsstrafe und
Geldstrafe bedroht ist, wenn anzunehmen ist, daß
das Gericht das Verfahren nach § 9 vorläufig ein-
stellen oder nach § 12 keine Strafe aussprechen
würde, und weitere Maßnahmen nicht geboten
erscheinen, um den Verdächtigen von strafbaren
Handlungen abzuhalten. Ein Absehen von der Ver-
folgung ist jedenfalls ausgeschlossen, wenn die Tat
den Tod eines Menschen zur Folge gehabt hat.

(2) Erscheint es geboten, den Verdächtigen über
das Unrecht von Taten wie der angezeigten und
deren mögliche Folgen förmlich zu belehren, so hat
auf Antrag der Staatsanwaltschaft das Vormund-
schafts- oder Pflegschaftsgericht diese Belehrung
vorzunehmen. Unterbleibt eine Belehrung, so ist
der Verdächtige zu verständigen, daß von der Ver-
folgung abgesehen worden ist.

Außergerichtlicher Tatausgleich
§ 7. (1) Die Staatsanwaltschaft kann einen Ver-

folgungsverzicht nach § 6 davon abhängig machen,
daß der Verdächtige Bereitschaft zeigt, für die Tat
einzustehen und allfällige Folgen der Tat auf eine
den Umständen nach geeignete Weise auszuglei-
chen, insbesondere dadurch, daß er den Schaden
nach Kräften gutmacht.

(2) Die Staatsanwaltschaft kann in der Sozialar-
beit erfahrene Personen und Stellen, insbesondere
der Bewährungshilfe, ersuchen, den Verdächtigen
über die Möglichkeit eines außergerichtlichen Tat-
ausgleichs zu belehren und ihn, wenn er damit ein-
verstanden ist, bei seinen Bemühungen um einen
solchen Ausgleich anzuleiten und zu unterstützen.
In diese Bemühungen ist der Verletzte, soweit er
dazu bereit ist, einzubeziehen.

(3) Hat ein außergerichtlicher Tatausgleich statt-
gefunden, so ist § 6 Abs. 2 nicht anzuwenden.
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§ 8. (1) Das Gericht hat bis zum Beginn der
Hauptverhandlung von Amts wegen oder auf
Antrag des Beschuldigten oder des Verletzten die
Möglichkeit eines außergerichtlichen Tatausgleichs
zu prüfen, wenn die Schuld nicht als schwer anzu-
sehen wäre und eine Bestrafung nicht geboten
erscheint, um den Beschuldigten von strafbaren
Handlungen abzuhalten. § 7 Abs. 2 gilt entspre-
chend.

(2) Kommt ein außergerichtlicher Tatausgleich
zustande, so ist das Strafverfahren nach Anhörung
der Staatsanwaltschaft mit Beschluß einzustellen.
Der Beschluß ist im Vorverfahren vom Untersu-
chungsrichter, sonst vom Vorsitzenden zu fassen.

Vorläufige Einstellung durch das Gericht

§ 9. (1) Das Gericht hat das Strafverfahren
wegen einer Jugendstraftat vorläufig einzustellen,
wenn der Sachverhalt hinreichend geklärt
erscheint, die Schuld nicht als schwer anzusehen
und eine Bestrafung nicht geboten wäre, um den
Beschuldigten von strafbaren Handlungen abzuhal-
ten. Die vorläufige Einstellung ist nur zulässig
1. für eine Probezeit von einem bis zu zwei Jah-
ren oder

2. unter Bestimmung einer oder mehrerer Aufla-
gen (§ 19), zu deren Erfüllung sich der
Beschuldigte bereit erklärt.

(2) Die Einstellung für eine Probezeit kann
davon abhängig gemacht werden, daß sich der
Beschuldigte bereit erklärt, bestimmten Weisungen
nachzukommen oder sich durch einen Bewäh-
rungshelfer betreuen zu lassen. Zur Erfüllung einer
Auflage ist eine angemessene Frist zu setzen. Diese
Frist und die Probezeit werden in die Verjährungs-
zeit nicht eingerechnet.
(3) Ein Beschluß, das Strafverfahren vorläufig

einzustellen, kann bis zum Schluß der Hauptver-
handlung gefaßt werden. Der Beschluß ist im Vor-
verfahren vom Untersuchungsrichter, in der Haupt-
verhandlung vom erkennenden Gericht, sonst vom
Vorsitzenden zu fassen. Vor der Beschlußfassung
ist die Staatsanwaltschaft zu hören. Vor der Ertei-
lung von Weisungen oder Auflagen oder der
Bestellung eines Bewährungshelfers soll auch dem
gesetzlichen Vertreter des Beschuldigten Gelegen-
heit zu einer Stellungnahme gegeben werden.

§ 10. (1) Der Beschluß, das Strafverfahren vor-
läufig einzustellen, ist dem Beschuldigten, seinem
gesetzlichen Vertreter und dem Verletzten erst
zuzustellen, nachdem er der Staatsanwaltschaft
gegenüber in Rechtskraft erwachsen ist. Der
Beschuldigte und sein gesetzlicher Vertreter sind in
einfachen Worten über den wesentlichen Inhalt der
Entscheidung, die dem Beschuldigten allenfalls auf-
erlegten Verpflichtungen und die Gründe zu beleh-
ren, derentwegen das Verfahren fortgesetzt werdenkann.

(2) Nach vollständiger Erfüllung der Auflagen
oder nach Ablauf der Probezeit, sofern das Verfah-
ren nicht fortgesetzt wird, ist mit Beschluß auszu-
sprechen, daß das Strafverfahren endgültig einge-
stellt wird.

Fortsetzung eines vorläufig eingestellten Strafver-
fahrens

§ 11. (1) Auf Antrag des Beschuldigten ist das
Strafverfahren jederzeit fortzusetzen.

(2) Erbringt der Beschuldigte Auflagen nicht
oder nicht vollständig, so ist das Strafverfahren
gleichfalls fortzusetzen.

(3) Wird gegen den Beschuldigten wegen einer
vor Ablauf der Probezeit oder vor Erfüllung der
Auflagen begangenen strafbaren Handlung ein
Antrag auf Bestrafung gestellt, so kann das Gericht
auf Antrag der Staatsanwaltschaft das Strafverfah-
ren fortsetzen, wenn dies geboten erscheint, um
den Beschuldigten von weiteren strafbaren Hand-
lungen abzuhalten.
.(4) Ein vorläufig eingestelltes Strafverfahren

kann auch fortgesetzt werden, wenn der Beschul-
digte während der Probezeit eine Weisung des
Gerichtes trotz förmlicher Mahnung aus bösem
Willen nicht befolgt oder sich beharrlich dem Ein-
fluß des Bewährungshelfers entzieht.
(5) Wegen einer vor Ablauf der Probezeit began-

genen strafbaren Handlung oder wegen einer in
dieser Zeit erfolgten Verurteilung kann das vorläu-
fig eingestellte Strafverfahren auch noch innerhalb
von sechs Monaten nach Ablauf der Probezeit oder
nach Beendigung eines bei deren Ablauf gegen den
Beschuldigten wegen dieser Tat anhängigen Straf-
verfahrens fortgesetzt werden. Das fortgesetzte
Strafverfahren ist jedoch einzustellen, wenn das
wegen der neuen oder neu hervorgekommenen
strafbaren Handlung eingeleitete Strafverfahren
auf andere Weise als durch einen Schuldspruch
beendet wird.
(6) Mit dem Beschluß auf Fortsetzung des Ver-

fahrens werden erteilte Weisungen und die allfäl-
lige Bestellung eines Bewährungshelfers gegen-
standslos. Die Bestimmungen über die Anordnung
einer vorläufigen Bewährungshilfe bleiben unbe-
rührt.

Schuldspruch ohne Strafe

§ 12. (1) Wäre wegen einer Jugendstraftat nur
eine geringe Strafe zu verhängen, so hat das
Gericht von einem Strafausspruch abzusehen, wenn
anzunehmen ist, daß der Schuldspruch allein genü-
gen werde, um den Rechtsbrecher von weiteren
strafbaren Handlungen abzuhalten.

(2) Das Absehen vom Ausspruch einer Strafe ist
im Urteil zu begründen und vertritt den Ausspruch
über die Strafe (§ 260 Abs. 1 Z 3 StPO).
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Schuldspruch unter Vorbehalt der Strafe

§ 13. (1) Der Ausspruch der wegen einer Jugend-
straftat zu verhängenden Strafe ist für eine Probe-
zeit von einem bis zu drei Jahren vorzubehalten,
wenn anzunehmen ist, daß der Schuldspruch und
die Androhung des Strafausspruchs allein oder in
Verbindung mit anderen Maßnahmen genügen
werden, um den Rechtsbrecher von weiteren straf-
baren Handlungen abzuhalten. Die Probezeit
beginnt mit Eintritt der Rechtskraft des Urteils.

(2) Die Entscheidung, daß der Ausspruch der
Strafe vorbehalten und eine Probezeit bestimmt
wird, ist in das Urteil aufzunehmen und zu begrün-
den. Sie vertritt den Ausspruch über die Strafe
(§ 260 Abs. 1 2 3 StPO).
(3) Das Gericht hat den Verurteilten über den

Sinn des Schuldspruchs unter Vorbehalt der Strafe
zu belehren und ihm, sobald die Entscheidung dar-
über rechtskräftig geworden ist, eine Urkunde
zuzustellen, die in einfachen Worten den wesentli-
chen Inhalt der Entscheidung, die ihm auferlegten
Verpflichtungen und die Gründe angibt, derentwe-
gen eine Strafe nachträglich ausgesprochen werden
kann.

Berücksichtigung besonderer Gründe

§ 14. Bei der Anwendung der §§ 6, 8, 9, 12 und
13 ist auch zu berücksichtigen, ob aus besonderen
Gründen die Durchführung des Strafverfahrens
oder der Ausspruch einer Strafe unerläßlich
erscheint, um der Begehung strafbarer Handlungen
durch andere entgegenzuwirken.

Nachträglicher Strafausspruch

§ 15. (1) Wird der Rechtsbrecher wegen einer
vor Ablauf der Probezeit begangenen strafbaren
Handlung neuerlich verurteilt, so ist die Strafe aus-
zusprechen, wenn dies in Anbetracht der Verurtei-
lung zusätzlich zu dieser geboten erscheint, um den
Rechtsbrecher von weiteren strafbaren Handlun-
gen abzuhalten. Die Strafe kann auch ausgespro-
chen werden, wenn der Rechtsbrecher während der
Probezeit eine Weisung des Gerichtes trotz förmli-
cher Mahnung aus bösem Willen nicht befolgt oder
sich beharrlich dem Einfluß des Bewährungshelfers
entzieht.
(2) Wird im Falle des Abs. 1 keine Strafe ausge-

sprochen, so hat das Gericht zu prüfen, ob bereits
verfügte Maßnahmen beizubehalten oder andere
Maßnahmen zu treffen sind.

(3) Ein nachträglicher Strafausspruch muß späte-
stens innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf der
Probezeit oder nach Beendigung eines bei deren
Ablauf gegen den Rechtsbrecher anhängigen Straf-
verfahrens erfolgen. Daß von der Verhängung
einer Strafe endgültig abgesehen wird, hat das
Gericht mit Beschluß auszusprechen.

§ 16. (1) Der nachträgliche Ausspruch der Strafe
bedarf eines Antrages der Staatsanwaltschaft. Über
diesen Antrag entscheidet in den Fällen einer neu-
erlichen Verurteilung das in diesem Verfahren
erkennende Gericht (§ 494 a StPO), sonst das
Gericht, das in erster Instanz erkannt hat, nach
mündlicher Verhandlung durch Urteil. Die Ver-
handlung und das Urteil haben sich insoweit auf
die Frage der Strafe und die Gründe für ihren
nachträglichen Ausspruch oder dessen Unterblei-
ben zu beschränken.

(2) Gegen die Abweisung des Antrages, die
Strafe nachträglich auszusprechen, stehen der
Staatsanwaltschaft dieselben Rechtsmittel zu wie
gegen den Ausspruch der Strafe.

Bedingte Entlassung aus einer Freiheitsstrafe
§ 17. Für die bedingte Entlassung aus einer

wegen einer Jugendstraftat verhängten Freiheits-
strafe gilt § 46 Abs. 1 bis 4 StGB mit der Maßgabe,
daß die mindestens zu verbüßende Strafzeit jeweils
einen Monat beträgt und daß außer Betracht bleibt,
ob es der Vollstreckung der Strafe bedarf, um der
Begehung strafbarer Handlungen durch andere
entgegenzuwirken.

Vorzeitige Beendigung der Probezeit

§ 18. Das Gericht kann die Probezeit nach einem
Schuldspruch unter Vorbehalt der Strafe, nach
einer bedingten Strafnachsicht oder einer bedingten
Entlassung aus einer wegen einer Jugendstraftat
verhängten Freiheitsstrafe nach Ablauf von minde-
stens einem Jahr vorzeitig beenden und das Abse-
hen vom Strafausspruch, die bedingte Strafnach-
sicht oder die bedingte Entlassung für endgültig
erklären, wenn neue Tatsachen bekräftigen, daß
der Verurteilte keine weiteren strafbaren Handlun-
gen begehen werde. Vor der Beschlußfassung ist
der Bewährungshelfer zu hören.

VIERTER ABSCHNITT

Auflagen, Weisungen und Bewährungshilfe

Auflagen

§ 19. (1) Im Falle der vorläufigen Einstellung des
Strafverfahrens kann das Gericht dem Beschuldig-
ten eine oder mehrere der folgenden Auflagen
erteilen:
1. einen auf einmal oder in Teilbeträgen zu ent-
richtenden Geldbetrag zugunsten einer
gemeinnützigen Einrichtung zu zahlen;

2. in der Freizeit unentgeltlich bestimmte
gemeinnützige Leistungen zu erbringen, bei-
spielsweise die Mithilfe bei Einrichtungen der
Jugend-, Behinderten- und Altenbetreuung,
der Gesundheitsfürsorge oder des Umwelt-
schutzes;
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3. den aus der Tat entstandenen Schaden nach
Kräften gutzumachen oder sonst zum Aus-
gleich der Folgen der Tat beizutragen;

4. in der Freizeit an einem Ausbildungs- oder
Fortbildungskurs oder sonst an einer geeigne-
ten Veranstaltung teilzunehmen.

(2) Auflagen, die einen unzumutbaren Eingriff in
Persönlichkeitsrechte oder in die Lebensführung
darstellen würden, sind unzulässig.

§ 20. (1) Die Zahlung eines Geldbetrages soll nur
angeordnet werden, wenn anzunehmen ist, daß der
Geldbetrag aus Mitteln gezahlt wird, über die der
Beschuldigte selbständig verfügen darf und ohne
Beeinträchtigung seines Fortkommens verfügen
kann. Die Höhe des zu entrichtenden Geldbetrages
soll den Betrag nicht übersteigen, der einer Geld-
strafe von 30 Tagessätzen entspräche. Das Gericht
kann die Zahlung des Geldbetrages in höchstens
sechs monatlichen Teilbeträgen anordnen.

(2) Die Erbringung gemeinnütziger Leistungen
darf unter Bedachtnahme auf einen gleichzeitigen
Schulbesuch oder eine Berufstätigkeit höchstens für
die Dauer von täglich sechs Stunden, wöchentlich
achtzehn Stunden und insgesamt sechzig Stunden
angeordnet werden. Ein Zeitraum von drei Mona-
ten darf hiebei nicht überschritten werden.
(3) Das Gericht kann geeignete Personen und

Stellen, insbesondere der Bewährungshilfe und der
Jugendgerichtshilfe, ersuchen, gemeinnützige Lei-
stungen, Ausbildungs- oder Fortbildungskurse oder
sonstige Veranstaltungen zu vermitteln und deren
Durchführung zu unterstützen. Das Gericht oder
die vermittelnde Stelle hat die Zustimmung der
Einrichtung einzuholen, in deren Rahmen die
gemeinnützige Leistung erbracht oder die Veran-
staltung abgehalten werden soll, und sie von Art
und Ausmaß der Leistung oder der Teilnahme, zu
verständigen.

(4) Der Bundesminister für Justiz hat eine Liste
von Einrichtungen, die für die Erbringung gemein-
nütziger Leistungen geeignet sind, zu veröffentli-
chen und erforderlichenfalls zu ergänzen.
(5) Im Falle der Auflage der Schadensgutma-

chung oder des sonstigen Ausgleichs der Tatfolgen
gilt § 7 Abs. 2 dem Sinne nach.

(6) Erleidet der Beschuldigte bei Erfüllung einer
Auflage eine Krankheit oder einen Unfall, so gelten
die Bestimmungen der §§ 76 bis 84 des Strafvoll-
zugsgesetzes dem Sinne nach.

§ 21. (1) Erweist sich, daß die vollständige oder
rechtzeitige Erfüllung von Auflagen dem Beschul-
digten unmöglich oder unzumutbar ist, so hat das
Gericht die Anordnung mit seiner Zustimmung zu
ändern.
(2) Nicht vollständig erbrachte Auflagen sind bei

einer allfälligen späteren Strafbemessung zuberücksichtigen.

Erweiterung des Anwendungsbereiches von Wei-
sungen und Bewährungshilfe

§ 22. Soweit dies notwendig oder zweckmäßig
ist, um den Beschuldigten oder Verurteilten von
strafbaren Handlungen abzuhalten, hat das Gericht
ihm Weisungen (§51 StGB) auch zu erteilen und
einen Bewährungshelfer auch zu bestellen (§ 52
StGB), wenn
1. das Verfahren vorläufig auf Probe eingestellt
wird,

2. der Ausspruch der Strafe vorbehalten wird
oder

3. die Einleitung des Vollzuges einer wegen
einer Jugendstraftat verhängten Freiheits-
strafe nach § 6 Abs. 1 Z 2 lit. a des Strafvoll-
zugsgesetzes oder nach § 52 für die Dauer
von mehr als drei Monaten aufgeschoben
wird.

FÜNFTER ABSCHNITT

Zuständigkeit und Geschäftsverteilung

Jugendgerichtshof Wien

§ 23. In Wien besteht ein selbständiger Jugend-
gerichtshof. Dieser Gerichtshof ist berufen:
1. für die Sprengel der in Wien gelegenen
Bezirksgerichte
a) zur Ausübung der Vormundschafts- und

Pflegschaftsgerichtsbarkeit über Minder-
jährige, bei denen aus einem bestimmten
Anlaß eine Gefährdung der persönlichen
Entwicklung zu besorgen ist;

b) zur Ausübung der den Bezirksgerichten
zustehenden Gerichtsbarkeit in Jugend-
strafsachen;

2. für den Sprengel des Landesgerichtes für
Zivilrechtssachen Wien
a) zur Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter

Instanz in den unter Z 1 lit. a angeführten
Verfahren;

b) zur Ausübung der den Gerichtshöfen
erster Instanz zustehenden Gerichtsbar-
keit in Jugendstrafsachen;

c) zur Ausübung der Aufgaben des Vollzugs-
gerichtes für das Gefangenenhaus des
Jugendgerichtshofes Wien.

Jugendgerichtsbarkeit in Graz und Linz

§ 24. (1) Für den Sprengel des Bezirksgerichtes
für Zivilrechtssachen Graz besteht ein selbständiges
Jugendgericht. Dieses Gericht ist berufen:
1. zur Ausübung der Vormundschafts- und
Pflegschaftsgerichtsbarkeit über Minderjäh-
rige, bei denen aus einem bestimmten Anlaß
eine Gefährdung der persönlichen Entwick-
lung zu besorgen ist;

2. zur Ausübung der den Bezirksgerichten zuste-henden Gerichtsbarkeit in Jugendstrafsachen.
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(2) Das Jugendgericht Graz ist dem Landesge-
richt für Zivilrechtssachen Graz unterstellt. Zur
Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter Instanz in
den ihm übertragenen Strafsachen ist aber das Lan-
desgericht für Strafsachen Graz berufen.

(3) Für die Sprengel der Bezirksgerichte Linz,
Linz-Land und Urfahr-Umgebung ist das Bezirks-
gericht Linz-Land berufen:
1. zur Ausübung der Vormundschafts- und
Pflegschaftsgerichtsbarkeit über Minderjäh-
rige, bei denen aus einem bestimmten Anlaß
eine Gefährdung der persönlichen Entwick-
lung zu besorgen ist;

2. zur Ausübung der den Bezirksgerichten zuste-
henden Gerichtsbarkeit in Jugendstrafsachen.

Jugendschutzsachen

§ 25. Den die Gerichtsbarkeit in Jugendstrafsa-
chen ausübenden Gerichten obliegt auch die
Gerichtsbarkeit über Erwachsene wegen der §§ 198
und 199 StGB, wenn durch die Tat ausschließlich
oder überwiegend Minderjährige verletzt oder
gefährdet worden sind.

Geschäftsverteilung

§ 26. (1) Bei den Bezirksgerichten sind die Vor-
mundschafts- und Pflegschaftssachen von Minder-
jährigen, die Jugendstrafsachen und die Jugend-
schutzsachen derart denselben Gerichtsabteilungen
zuzuweisen, daß alle dieselben Minderjährigen
betreffenden Angelegenheiten zu einer Gerichtsab-
teilung gehören, es sei denn, daß dies aus schwer-
wiegenden Gründen der Geschäftsverteilung nicht
möglich ist.

(2) Bei den Gerichtshöfen erster Instanz und bei
den Staatsanwaltschaften soll die Bearbeitung von
Jugendstrafsachen und Jugendschutzsachen jeweils
in denselben Abteilungen und Referaten vereinigt
werden.

Sachliche Zuständigkeit in Jugendstrafsachen

§ 27. (1) In Jugendstrafsachen obliegt dem
Geschwornengericht die Hauptverhandlung und
Urteilsfällung
1. wegen der im § 14 Abs. 1 Z 1 bis 10 StPO
angeführten strafbaren Handlungen und

2. in den Fällen, in denen gemäß § 5 Z 2 lit. a
auf eine mehr als zehnjährige Freiheitsstrafe
erkannt werden kann.

(2) Für die Abgrenzung der Zuständigkeit zwi-
schen Einzelrichter und Schöffengericht sowie zwi-
schen Bezirksgericht und Gerichtshof erster
Instanz bleibt die Herabsetzung der Strafdrohun-
gen nach § 5 Z 4 außer Betracht.

Besetzung der Geschwornenbank und des Schöf-
fengerichtes in Jugendstrafsachen

§ 28. (1) Jedem Geschwornengericht müssen vier
im Lehrberuf, als Erzieher oder in der öffentlichen
oder privaten Jugendwohlfahrt oder Jugendbetreu-
ung tätige oder tätig gewesene Personen als
Geschworne angehören. Jedem Schöffengericht
muß eine solche Person angehören.

(2) Dem Geschwornengericht müssen minde-
stens zwei Geschworne, dem Schöffengericht muß
mindestens ein Schöffe des Geschlechtes des Ange-
klagten angehören.

Örtliche Zuständigkeit

§ 29. Für Jugendstrafsachen ist das Gericht ört-
lich zuständig, in dessen Sprengel der Beschuldigte
zur Zeit der Einleitung des Verfahrens seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Besondere Eignung für Jugendstrafsachen

§ 30. Die mit Jugendstrafsachen zu betrauenden
Richter und Staatsanwälte müssen über das erfor-
derliche pädagogische Verständnis verfügen und
sollen besondere Kenntnisse auf den Gebieten der
Psychologie und Sozialarbeit aufweisen.

SECHSTER ABSCHNITT

Verfahrensbestimmungen für Jugendstrafsachen

Anwendung der allgemeinen Bestimmungen

§ 31. Soweit sich aus den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes nichts anderes ergibt, gelten für
Jugendstrafsachen die allgemeinen Vorschriften für
das Strafverfahren.

Besondere Verfahrensbestimmungen

§ 32. (1) Der Umstand, daß das Verfahren vom
erkennenden Gericht nicht nach § 9 vorläufig ein-
gestellt worden ist, bildet einen Nichtigkeitsgrund
(§281 Abs. 1 Z 9 lit. b StPO).

(2) Die §§ 427, 455 Abs. 3, 459 zweiter und drit-
ter Satz und 478 StPO sind bei jugendlichen
Beschuldigten nicht anzuwenden; ein trotz Ausblei-
ben des jugendlichen Beschuldigten von der Haupt-
verhandlung gefälltes Urteil ist nichtig.

(3) Ein Protokollsvermerk (§ 458 Abs. 2 StPO)
ist im Falle eines Schuldspruchs unter Vorbehalt
der Strafe nicht zulässig.
(4) Die §§ 460 bis 462 StPO sind bei jugendli-

chen Beschuldigten nicht anzuwenden.

(5) Gegen Entscheidungen der Gerichte in
Jugendstrafsachen steht den Beteiligten, soweit
nicht der Rechtszug ausdrücklich ausgeschlossen
oder anders geregelt ist, das binnen vierzehn Tagen
einzubringende Rechtsmittel der Beschwerde an
den übergeordneten Gerichtshof zu.



223. Stück — Ausgegeben am 18. November 1988 — Nr. 599 3929

Verständigungen

§ 33. (1) Von der Einleitung des Verfahrens
gegen einen Jugendlichen hat das Gericht den
Jugendwohlfahrtsträger zu verständigen. Weitere
Verständigungen des Jugendwohlfahrtsträgers in
derselben Sache sind nur vorzunehmen, wenn die-
ser darum ersucht. Das Vormundschafts- oder
Pflegschaftsgericht ist von der Einleitung und von
der Beendigung des Verfahrens gegen einen
Jugendlichen zu verständigen. Sind Verfügungen
nach § 2 Abs. 1 getroffen worden, so sind dem Vor-
mundschafts- oder Pflegschaftsgericht nach Been-
digung des Verfahrens die erforderlichen Abschrif-
ten oder Ablichtungen aus den Strafakten zu über-
mitteln.

(2) Legt die Staatsanwaltschaft eine Anzeige aus
den in den §§ 4 oder 6 genannten Gründen zurück
oder sieht sie deshalb von der weiteren Verfolgung
ab, so hat sie eine Abschrift oder Ablichtung der
Anzeige dem Vormundschafts- oder Pflegschafts-
gericht zu übermitteln.

(3) Erfahren der Jugendwohlfahrtsträger oder
der Vormundschafts- oder Pflegschaftsrichter, daß
gegen den Beschuldigten bei verschiedenen Gerich-
ten Strafverfahren anhängig sind, so haben sie die
beteiligten Gerichte davon zu verständigen.

(4) Wird ein Schüler einer öffentlichen oder mit
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Schule zu einer
mehr als sechsmonatigen Freiheitsstrafe verurteilt
oder wird seine Unterbringung in einer mit Frei-
heitsentziehung verbundenen vorbeugenden Maß-
nahme angeordnet, so ist davon die zuständige
Schulbehörde erster Instanz zu verständigen.

(5) Weitere in der Strafprozeßordnung 1975
oder in anderen Bundesgesetzen vorgesehene Ver-
ständigungen sind nur unter folgenden Vorausset-
zungen vorzunehmen:
1. soweit sie Zwecken der Strafrechtspflege die-
nen,

2. daß das Verfahren eingestellt oder der
Beschuldigte freigesprochen worden ist,
gegenüber einer Stelle, die vom Strafverfah-
ren Kenntnis erlangt hat, oder

3. daß der Beschuldigte verurteilt worden ist
und entweder
a) die Verurteilung nicht der beschränkten

Auskunft aus dem Strafregister unterliegt
oder

b) der Verurteilte Angehöriger eines Wach-
körpers des Bundes oder Vertragsbedien-
steter des Bundes ist, der zur Aufnahme in
einen solchen Wachkörper ausgebildet
wird.

(6) Die §§ 407, 503 Abs. 1 und 4 StPO, die §§ 3
bis 5 des Strafregistergesetzes 1968, § 25 des Sucht-
giftgesetzes 1951 und Art. IV des Verkehrsrecht-Anpassungsgesetzes 1971 bleiben unberührt.

Verbindung von Jugendstrafsachen mit Strafsachen
gegen Erwachsene

§ 34. (1) Eine Jugendstrafsache und eine Strafsa-
che gegen einen Erwachsenen, die sich auf die
Beteiligung an derselben strafbaren Handlung
beziehen, sind von dem für die Jugendstrafsache
zuständigen Gericht gemeinsam zu führen.

(2) Wenn aber
1. beide Strafsachen nicht ausschließlich oder
überwiegend die Beteiligung an derselben
strafbaren Handlung betreffen,

2. die Strafsache gegen den Erwachsenen vor ein
Gericht höherer Ordnung gehört oder

3. aus der gemeinsamen Führung für einen der
Beschuldigten ein unverhältnismäßiger Nach-
teil zu besorgen ist,

so ist die Strafsache gegen den Erwachsenen abge-
sondert zu führen.

Verwahrungs- und Untersuchungshaft bei jugend-
lichen Beschuldigten

§ 35. (1) Über Jugendliche ist die Verwahrungs-
und die Untersuchungshaft (§§ 175, 180 StPO)
nicht zu verhängen oder aufrechtzuerhalten, wenn
ihr Zweck durch familienrechtliche oder jugend-
wohlfahrtsrechtliche Verfügungen, allenfalls in
Verbindung mit einem gelinderen Mittel (§ 180
Abs. 5 StPO), erreicht werden kann oder bereits
erreicht ist. Überdies darf die Untersuchungshaft
nur dann verhängt werden, wenn die mit ihr ver-
bundenen Nachteile für die Persönlichkeitsent-
wicklung und für das Fortkommen des Jugendli-
chen nicht außer Verhältnis zur Bedeutung der Tat
und zu der zu erwartenden Strafe stehen. Die für
die Entscheidung über die Verhängung und Auf-
rechterhaltung der Haft maßgeblichen Umstände
sind, erforderlichenfalls unter Inanspruchnahme
der Organe der Jugendgerichtshilfe, zu erheben.

(2) Eine Haftprüfungsverhandlung ist von Amts
wegen durchzuführen, wenn die Untersuchungs-
haft schon 20 Tage gedauert hat, ohne daß eine
solche Verhandlung stattgefunden hat. § 194 Abs. 3
zweiter Satz StPO ist anzuwenden. Die Ratskam-
mer kann den Haftprüfungsverhandlungen insbe-
sondere Organe der Jugendgerichtshilfe beiziehen.

(3) Die über einen jugendlichen Beschuldigten
verhängte Untersuchungshaft darf bis zum Beginn
der Hauptverhandlung nicht länger als drei
Monate, liegt dem Beschuldigten aber eine straf-
bare Handlung zur Last, die in die Zuständigkeit
des Schöffengerichtes oder des Geschwornenge-
richtes fällt, nicht länger als sechs Monate dauern.
Auf Antrag des Untersuchungsrichters, Vorsitzen-
den oder Staatsanwaltes kann der Gerichtshof
zweiter Instanz wegen der durch eine Mehrzahl
der Beschuldigten oder der zu untersuchenden
Taten oder sonst durch außergewöhnlicheUmstände bedingten besonderen Schwierigkeitbestimmen, daß die Haft insgesamt bis zu einem
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Jahr dauern darf. Eine Verlängerung der Haft im
bezirksgerichtlichen Verfahren ist unzulässig.

(4) Von der Anhaltung eines Jugendlichen, der
nicht sogleich wieder freigelassen werden kann,
sind ohne unnötigen Aufschub jedenfalls ein Erzie-
hungsberechtigter oder ein mit dem Jugendlichen
in Hausgemeinschaft lebender Angehöriger sowie
ein für den Jugendlichen allenfalls bereits bestellter
Bewährungshelfer zu verständigen, es sei denn, daß
der Jugendliche dem aus einem triftigen Grund
widerspricht.

§ 36. (1) Muß die Haft verhängt werden, so ist
sie womöglich in einer besonderen Abteilung des
Gefangenenhauses zu vollziehen. Für die Anhal-
tung gelten, soweit im folgenden nichts anderes
bestimmt ist, die allgemeinen Vorschriften.

(2) Nach Fällung des Urteils durch das in erster
Instanz erkennende Gericht kann die Haft mit
Zustimmung des Jugendlichen auch in einer Son-
deranstalt für Jugendliche vollzogen werden, wenn
eine dort zu vollziehende Freiheitsstrafe zu erwar-
ten ist und Nachteile für das Strafverfahren und für
den Jugendlichen nicht zu befürchten sind. Die
Überstellung hat nach Einholung einer Äußerung
des Vorsitzenden auf Anordnung des Bundesmini-
steriums für Justiz zu erfolgen, nachdem dem
gesetzlichen Vertreter Gelegenheit zu einer Stel-
lungnahme gegeben worden ist.

(3) Jugendliche Häftlinge sind, soweit nicht
wegen ihres körperlichen, geistigen oder seelischen
Zustandes eine Ausnahme geboten ist, von erwach-
senen Häftlingen abzusondern und jedenfalls von
solchen Gefangenen zu trennen, von denen ein
schädlicher Einfluß zu befürchten ist. Von der Ver-
wahrung in Einzelhaft ist abzusehen, wenn davon
ein Nachteil für den Verhafteten zu besorgen wäre
und er ohne Gefahr für seine Mitgefangenen mit
anderen gemeinsam verwahrt werden kann.

(4) Jugendliche Häftlinge sind zu beschäftigen
und, soweit es möglich und tunlich ist, zu unter-
richten.

Beiziehung einer Person des Vertrauens

§ 37. Der Befragung eines angehaltenen Jugend-
lichen zur Sache durch ein Organ des öffentlichen
Sicherheitsdienstes und seiner förmlichen Verneh-
mung durch die Sicherheitsbehörde oder das
Gericht ist auf Verlangen des Jugendlichen sein
gesetzlicher Vertreter, ein Erziehungsberechtigter
oder ein Vertreter des Jugendwohlfahrtsträgers,
der Jugendgerichtshilfe oder der Bewährungshilfe
beizuziehen, sofern damit keine unangemessene
Verlängerung der Anhaltung verbunden wäre.
Über das Recht auf Beiziehung ist der Jugendliche
zu belehren, nachdem er festgenommen worden ist.

Mitwirkung des gesetzlichen Vertreters

§ 38. (1) Soweit der Beschuldigte das Recht hat,
gehört zu werden, Tatsachen vorzubringen und
Fragen und Anträge zu stellen oder Untersu-
chungshandlungen zugezogen zu werden, steht
dieses Recht auch dem gesetzlichen Vertreter eines
jugendlichen Beschuldigten zu. Soweit der Beschul-
digte das Recht hat, Einsicht in die Strafakten zu
nehmen und von ihnen Abschriften herzustellen,
steht dieses Recht auch dem gesetzlichen Vertreter
zu, es sei denn, daß er der Beteiligung an der straf-
baren Handlung verdächtig ist.

(2) Der Beschluß, das Strafverfahren auf Probe
oder gegen Auflage vorläufig einzustellen, die
Anklageschrift, der Strafantrag und gerichtliche
Entscheidungen, mit denen der Jugendliche einer
strafbaren Handlung schuldig gesprochen, die
Strafe bestimmt, die Haft verhängt oder aufgeho-
ben oder eine bedingte Strafnachsicht oder
bedingte Entlassung widerrufen wird, sind auch
dem gesetzlichen Vertreter bekanntzumachen,
wenn dessen Aufenthalt bekannt und im Inland
gelegen ist. Unter diesen Voraussetzungen ist der
gesetzliche Vertreter auch von der Anordnung
einer mündlichen Verhandlung mit dem Beifügen
zu benachrichtigen, daß seine Teilnahme empfoh-
len werde.

(3) Der gesetzliche Vertreter ist berechtigt, für
den Jugendlichen auch gegen dessen Willen Ein-
spruch gegen die Anklageschrift zu erheben und
alle Rechtsmittel zu ergreifen, die das Gesetz dem
Jugendlichen gewährt. Die Frist zur Erhebung von
Rechtsmitteln läuft für den gesetzlichen Vertreter,
wenn ihm die Entscheidung bekanntzumachen ist,
von dem Tag, an dem sie ihm eröffnet wird, sonst
von dem Tag, an dem die Frist für den Jugendli-
chen beginnt.

(4) Ist dem Gericht bekannt, daß Pflege und
Erziehung des jugendlichen Beschuldigten jemand
anderem als dem gesetzlichen Vertreter zukom-
men, so stehen die in den Abs. 1 bis 3 angeführten
Rechte auch diesem zu.

(5) Die Rechte des gesetzlichen Vertreters mit
Ausnahme des Rechtes, auf die Ergreifung von
Rechtsmitteln gegen ein Urteil zu verzichten, ste-
hen dem Verteidiger zu,
1. wenn ein gesetzlicher Vertreter der Beteili-
gung an der strafbaren Handlung des Jugend-
lichen verdächtig oder überwiesen ist oder
wenn kein gesetzlicher Vertreter dem Jugend-
lichen im Strafverfahren beistehen kann;

2. in der Hauptverhandlung, wenn trotz ord-
nungsgemäßer Benachrichtigung kein gesetz-
licher Vertreter erschienen ist.

(6) Sind beide Elternteile gesetzliche Vertreter,
ist aber trotz ordnungsgemäßer Benachrichtigungnur einer von ihnen zu einer vom Gericht angeord-neten Untersuchungshandlung oder zur Hauptver-
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handlung erschienen, so ist anzunehmen, daß der
Nichterschienene in Zukunft auf Zustellungen und
Verständigungen verrichtet, es sei denn, daß sich
aus seinem Verhalten offenbar etwas anderes
ergibt. Anträge und Rechtsmittel kann der nach
den vorstehenden Bestimmungen nicht mehr zu
verständigende Elternteil nur innerhalb der Frist
einbringen, die dem verständigten Elternteil offen-
steht.

Notwendige Verteidigung

§ 39. (1) Einem jugendlichen Beschuldigten muß,
wenn für seine Verteidigung nicht anderweitig
gesorgt ist, von Amts wegen ein Verteidiger, wenn
aber die Verpflichtung zur Zahlung der Verteidi-
gungskosten sein Fortkommen erschweren würde
oder die Voraussetzungen des § 41 Abs. 2 StPO
vorliegen, nach dieser Gesetzesstelle ein Verteidi-
ger beigegeben werden:
1. im Verfahren vor den Gerichtshöfen und den
Geschwornengerichten für das gesamte Ver-
fahren;

2. im bezirksgerichtlichen Verfahren, soweit dies
im Interesse der Rechtspflege, vor allem zur
Wahrung der Rechte des Jugendlichen, not-
wendig oder zweckmäßig ist.

(2) Zur Verteidigung im bezirksgerichtlichen
Verfahren können, wenn die Beigebung eines in die
Verteidigerliste eingetragenen Verteidigers nicht
möglich oder tunlich ist, auch andere geeignete
Personen berufen werden, die zur Übernahme der
Verteidigung bereit sind.
(3) Ein von einem Geschwornengericht oder

einem Gerichtshof erster Instanz gefälltes Urteil,
mit dem ein Jugendlicher schuldig gesprochen
wird, ist nichtig, wenn nicht während der ganzen
Hauptverhandlung ein Verteidiger des Jugendli-
chen anwesend war.

Mitwirkung des Bewährungshelfers

§ 40. Ist dem Beschuldigten bereits ein Bewäh-
rungshelfer bestellt, so hat dieser das Recht, an der
Hauptverhandlung teilzunehmen und dort gehört
zu werden.

Verhandlung in vorübergehender Abwesenheit des
Jugendlichen

§41. (1) Das Gericht kann anordnen, daß ein
jugendlicher Beschuldigter während einzelner
Erörterungen in der Hauptverhandlung, von denen
ein nachteiliger Einfluß auf ihn zu befürchten ist,
den Verhandlungssaal zu verlassen hat.

(2) Haben sich während der Abwesenheit des
Beschuldigten neue Verdachtsgründe gegen ihn
ergeben, so ist er darüber nach seiner Rückkehr,
jedenfalls aber vor Schluß des Beweisverfahrens,
bei sonstiger Nichtigkeit zu vernehmen. Die übri-
gen in seiner Abwesenheit gepflogenen Erörterun-

gen sind ihm nur mitzuteilen, soweit es zur Wah-
rung seiner Interessen im Strafverfahren erforder-
lich ist.

Öffentlichkeit der Hauptverhandlung

§ 42. (1) Die Öffentlichkeit der Hauptverhand-
lung ist von Amts wegen oder auf Antrag auch aus-
zuschließen, wenn das im Interesse des Jugendli-
chen geboten ist. Unter denselben Voraussetzun-
gen ist die Öffentlichkeit auch bei Verkündung des
Urteils auszuschließen.

(2) Neben den im § 230 StPO genannten Perso-
nen können im Falle eines Ausschlusses der Öffent-
lichkeit auch der gesetzliche Vertreter des Jugend-
lichen, die Erziehungsberechtigten, ein dem"
Jugendlichen bestellter Bewährungshelfer sowie
Vertreter des Jugendwohlfahrtsträgers, der Jugend-
gerichtshilfe und der Bewährungshilfe der Haupt-
verhandlung beiwohnen.

Besondere Jugenderhebungen

§ 43. (1) Die Lebens - und Familienverhältnisse
des Beschuldigten, seine Entwicklung und alle
anderen Umstände, die zur Beurteilung seiner kör-
perlichen, geistigen und seelischen Eigenart dienen
können, sind zu erforschen. Solche Erhebungen
haben zu unterbleiben, soweit unter Berücksichti-
gung der Art der Tat ein näheres Eingehen auf die
Person des Beschuldigten entbehrlich erscheint. In
Zweifelsfällen soll der Beschuldigte durch einen
Arzt oder Psychologen untersucht werden.
(2) Von der Verlesung der Schriftstücke über

diese Erhebungen in der Hauptverhandlung ist im
Interesse des Beschuldigten ganz oder teilweise
abzusehen, soweit dieser, sein gesetzlicher Vertre-
ter, der Staatsanwalt und der Verteidiger auf die
Verlesung verzichten. In diesem Umfang dürfen
die Schriftstücke bei der Urteilsfällung berücksich-
tigt werden. Im übrigen ist die Verlesung, soweit
davon ein nachteiliger Einfluß auf den jugendli-
chen Beschuldigten zu befürchten ist, in seiner
Abwesenheit vorzunehmen (§ 41).

Unzulässigkeit einer Privat- oder Subsidiaranklage

§ 44. (1) Privatanklagen wegen Jugendstraftaten
sind unzulässig. Strafbare Handlungen, die sonst
nur auf Verlangen des Verletzten verfolgt werden
können, hat auf dessen Antrag die Staatsanwalt-
schaft zu verfolgen, jedoch nur, wenn dies aus päd-
agogischen Gründen oder um berechtigter, über
das Vergeltungsbedürfnis hinausgehender Interes-
sen des Verletzten willen geboten ist. Der Antrag
kann nur binnen der Frist, die zur Erhebung der
Privatanklage offenstünde, gestellt werden.
(2) Der Privatbeteiligte ist nicht berechtigt, statt

der Staatsanwaltschaft die Anklage wegen einer
Jugendstraftat zu erheben.
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Kosten des Strafverfahrens

§ 45. (1) Die Kosten der Verwahrungs- und
Untersuchungshaft sind auch bei Bemessung des
Pauschalkostenbeitrages nicht zu berücksichtigen.

(2) Im übrigen hat das Gericht die vom Verur-
teilten zu ersetzenden Kosten des Strafverfahrens
ganz oder teilweise auch dann für uneinbringlich
zu erklären (§ 391 StPO), wenn die Verpflichtung
zum Kostenersatz das Fortkommen des Verurteil-
ten erschweren würde.

§ 46. Ist einem Rechtsbrecher die Weisung erteilt
worden, sich einer notwendigen ärztlichen Behand-
lung zu unterziehen (§51 Abs. 3 StGB) und hat
weder er selbst noch ein anderer für ihn Anspruch
auf entsprechende Leistungen aus einer gesetzli-
chen Krankenversicherung oder einer Krankenfür-
sorgeeinrichtung eines öffentlich-rechtlichen
Dienstgebers, so hat die Kosten der Behandlung
der Bund zu übernehmen, jedoch nur bis zu dem
Ausmaß, in dem die Versicherungsanstalt öffentlich
Bediensteter für die Kosten aufkäme, wenn der
Rechtsbrecher in der Krankenversicherung öffent-
lich Bediensteter versichert wäre; einen Behand-
lungsbeitrag (§ 63 Abs. 4 des Beamten-, Kranken-
und Unfallversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 200/
1967) hat er nicht zu erbringen. Die Entscheidung
über die Übernahme der Kosten steht dem für die
Erteilung der Weisung zuständigen Gericht zu.

SIEBENTER ABSCHNITT
Jugendgerichtshilfe

Wesen der Jugendgerichtshilfe
§ 47. (1) Die Jugendgerichtshilfe unterstützt

nach Maßgabe dieses Abschnittes die Gerichte und
Staatsanwaltschaften bei Erfüllung der ihnen durch
dieses Bundesgesetz übertragenen Aufgaben.
(2) Die in der Jugendgerichtshilfe tätigen Perso-

nen erstatten dem Gericht oder der Staatsanwalt-
schaft mündlich oder schriftlich Bericht. Im Straf-
verfahren sind sie, wenn sie mündlich berichten,
über ihre Wahrnehmungen als Zeugen zu verneh-
men.

Aufgaben der Jugendgerichtshilfe

§ 48. Die Gerichte und Staatsanwaltschaften
können die Organe der Jugendgerichtshilfe insbe-
sondere damit betrauen,
1. alle Umstände zu erheben, die für die Beurtei-
lung der Person und der Lebensverhältnisse
eines Unmündigen oder Jugendlichen maßge-
bend sind;

2. an einem außergerichtlichen Tatausgleich
oder an der Erfüllung von Auflagen nach § 19
Abs. 1 Z 2 oder 3 mitzuwirken;

3. über die Beseitigung bestehender Schäden
oder Gefahren für die Erziehung oder
Gesundheit eines Unmündigen oder Jugendli-

chen Vorschläge zu erstatten und bei Gefahr
im Verzug unmittelbar erforderliche Maßnah-
men zu treffen;

4. die für die Entscheidung über die Verhän-
gung und Aufrechterhaltung der Verwah-
rungs- und Untersuchungshaft über den Be-
schuldigten maßgeblichen Umstände zu er-
mitteln;

5. in bezirksgerichtlichen Jugendstrafsachen
dem Beschuldigten durch Übernahme der
Verteidigung Beistand zu leisten.

Organe der Jugendgerichtshilfe

§ 49. (1) Für den Sprengel des Jugendgerichtsho-
fes Wien besteht die Wiener Jugendgerichtshilfe.
Bei Bedarf können weitere besondere Dienststellen
der Justiz für Jugendgerichtshilfe eingerichtet wer-
den. Alle Dienststellen der Justiz für Jugendge-
richtshilfe können neben den Aufgaben nach dem
§ 48 auch mit der Betreuung von Untersuchungs-
häftlingen und Strafgefangenen betraut werden.

(2) Sonst haben die in Jugendstrafsachen tätigen
Gerichtshöfe erster Instanz mit den Behörden, Ver-
einen und sonstigen Stellen, die sich in ihrem
Sprengel der Jugendwohlfahrt widmen, das Einver-
nehmen zu pflegen und eine Liste der zur Jugend-
gerichtshilfe geeigneten und bereiten Stellen anzu-
legen. Die in dieser Liste verzeichneten Stellen bil-
den die Jugendgerichtshilfe. Die Liste ist auch den
Ämtern der Landesregierungen und den Landes-
schulbehörden mitzuteilen.

Stellung der Jugendgerichtshilfe

§ 50. (1) Soweit es möglich und erforderlich ist,
sind der Jugendgerichtshilfe im Gerichtsgebäude
die nötigen Räumlichkeiten unentgeltlich zur Ver-
fügung zu stellen.

(2) Den in der Jugendgerichtshilfe tätigen Perso-
nen hat das Gericht auf Verlangen einen Ausweis
auszustellen. Die Gerichte haben diesen Personen
die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und, wenn
keine wichtigen Bedenken dagegen bestehen, Ein-
sicht in die Akten zu gewähren.

(3) Bei Wahrnehmung ihrer Aufgaben stehen die
in der Jugendgerichtshilfe tätigen Personen den
Beamten im Sinne des § 74 Z 4 StGB gleich. Sie
sind, außer wenn sie eine amtliche Mitteilung zu
machen haben, jedermann gegenüber zur Ver-
schwiegenheit über die in Ausübung ihrer Tätigkeit
gemachten, im Interesse eines Beteiligten geheim-
zuhaltenden Wahrnehmungen verpflichtet. Die
Verletzung dieser Pflicht ist als verbotene Veröf-
fentlichung nach § 301 StGB zu ahnden.
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ACHTER ABSCHNITT

Bestimmungen über den Jugendstrafvollzug

Anwendung der allgemeinen Bestimmungen

§ 51. Soweit sich aus den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes nichts anderes ergibt, gelten für
den Vollzug von Freiheitsstrafen an Jugendlichen
die allgemeinen Vorschriften für den Strafvollzug.

Aufschub des Strafvollzuges, um den Abschluß
einer Berufsausbildung zu ermöglichen

§ 52. Unter den Voraussetzungen des § 6 des
Strafvollzugsgesetzes ist ein Aufschub des Vollzu-
ges der Freiheitsstrafe zur Förderung des späteren
Fortkommens (§ 6 Abs. 1 Z 2 lit. a des Strafvoll-
zugsgesetzes) auch für die Dauer von mehr als
einem Jahr zu gestatten, wenn dies notwendig ist,
um dem Verurteilten den Abschluß seiner Berufs-
ausbildung zu ermöglichen.

Aufgaben des Jugendstrafvollzuges

§ 53. Im Jugendstrafvollzug sollen die Gefange-
nen zu einem den Gesetzen und den Erfordernissen
des Gemeinschaftslebens entsprechenden Verhalten
erzogen werden. Wenn es die Dauer der Strafe
zuläßt, sollen sie in einem ihren Kenntnissen,
Fähigkeiten und tunlichst auch ihrer bisherigen
Tätigkeit und ihren Neigungen entsprechenden
Beruf ausgebildet werden.

Besondere Eignung für den Jugendstrafvollzug

§ 54. Die mit der Behandlung von jugendlichen
Gefangenen betrauten Personen sollen über päd-
agogisches Verständnis verfügen und über die
wichtigsten für ihre Tätigkeit in Betracht kommen-
den Erkenntnisse der Pädagogik, Psychologie und
Psychiatrie unterrichtet sein.

Anstalten für den Jugendstrafvollzug

§ 55. (1) Freiheitsstrafen an Jugendlichen sind in
den dafür bestimmten Sonderanstalten, in anderen
Anstalten zum Vollzug von Freiheitsstrafen
womöglich in besonderen Abteilungen, zu vollzie-
hen.
(2) Jugendliche Strafgefangene sind von erwach-

senen Strafgefangenen, die nicht dem Jugendstraf-
vollzug unterstellt sind, zu trennen. Von der Tren-
nung kann jedoch abgesehen werden, soweit den
Umständen nach weder eine schädliche Beeinflus-
sung noch eine sonstige Benachteiligung der
jugendlichen Strafgefangenen zu besorgen ist.
(3) Dem Vollzug an jugendlichen Strafgefange-

nen in dafür bestimmten Sonderanstalten oder
besonderen Abteilungen anderer Anstalten zum
Vollzug von Freiheitsstrafen dürfen, soweit davon
weder eine schädliche Beeinflussung noch eine son-
stige Benachteiligung der jugendlichen Strafgefan-
genen zu besorgen ist,

1. erwachsene Strafgefangene unter zwei-
undzwanzig Jahren unterstellt werden und

2. Strafgefangene, die im Jugendstrafvollzug
anzuhalten sind, bis zur Vollendung des vier-
undzwanzigsten Lebensjahres unterstellt blei-
ben. Ist im Zeitpunkt der Vollendung des
vierundzwanzigsten Lebensjahres voraussicht-
lich nur noch ein Strafrest von nicht mehr als
einem Jahr zu vollstrecken oder wäre die
Überstellung in eine für den Vollzug von Frei-
heitsstrafen an Erwachsenen bestimmte
Anstalt den Umständen nach mit besonderen
Nachteilen für den Strafgefangenen verbun-
den, so kann der Strafgefangene auch noch
zur Vollstreckung des Strafrestes dem
Jugendstrafvollzug unterstellt bleiben. In kei-
nem Fall darf ein Strafgefangener, der das sie-
benundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat,
dem Jugendstrafvollzug unterstellt bleiben.

(4) Die Entscheidung darüber, ob erwachsene
Strafgefangene dem Jugendstrafvollzug unterstellt
werden sollen, steht dem zur Anordnung des Straf-
vollzuges zuständigen Gericht zu, das von Amts
wegen oder auf Antrag des Verurteilten, eines sei-
ner Angehörigen oder des Leiters der Anstalt zum
Vollzug von Freiheitsstrafen, in der der Verurteilte
angehalten wird, zu entscheiden hat. Der Leiter
dieser Anstalt ist, wenn der Antrag nicht von ihm
gestellt wurde, zu hören.
(5) Die Entscheidung darüber, ob ein erwachse-

ner Strafgefangener dem Jugendstrafvollzug unter-
stellt bleiben soll, steht dem Anstaltsleiter zu, wenn
der Strafgefangene die Freiheitsstrafe voraussicht-
lich noch vor Vollendung des zweiundzwanzigsten
Lebensjahres verbüßt haben wird, sonst dem Bun-
desministerium für Justiz.

(6) Alle für jugendliche Strafgefangene gelten-
den Bestimmungen sind auf die dem Jugendstraf-
vollzug unterstellten älteren Strafgefangenen anzu-
wenden. Diese sind jedoch auf ihr Ansuchen durch
den Anstaltsleiter vom Schulunterricht zu befreien.

Zuständigkeit
§ 56. (1) Freiheitsstrafen, deren Strafzeit sechs

Monate übersteigt, sind in Sonderanstalten zu voll-
ziehen, es sei denn, daß die Aufgaben des Jugend-
strafvollzuges in einer anderen Anstalt besser wahr-
genommen werden können. Hat jedoch der Verur-
teilte im Zeitpunkt des Strafantrittes das achtzehnte
Lebensjahr vollendet, so kann die Freiheitsstrafe
auch in einer allgemeinen Strafvollzugsanstalt oder
in einem gerichtlichen Gefangenenhaus vollzogen
werden. Die Bestimmung der Anstalt, in der die
Strafe zu vollziehen ist, obliegt dem Bundesministe-
rium für Justiz (§§ 10, 134 des Strafvollzugsgeset-
zes). Im übrigen richtet sich die Zuständigkeit für
den Vollzug von Freiheitsstrafen, die wegen einer
Jugendstraftat ausgesprochen werden, nach den all-gemeinen Vorschriften.
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(2) Soweit Sonderanstalten oder besondere
Abteilungen für jugendliche Strafgefangene weibli-
chen Geschlechtes nicht bestehen, sind Freiheits-
strafen an solchen Jugendlichen in den allgemeinen
Strafvollzugsanstalten und gerichtlichen Gefange-
nenhäusern zu vollziehen.
(3) Der Entlassungsvollzug an Jugendlichen und

an erwachsenen Strafgefangenen, die dem Jugend-
strafvollzug unterstellt sind, kann auch in gerichtli-
chen Gefangenenhäusern erfolgen (§10 Abs. 1 Z 2
des Strafvollzugsgesetzes).

Vollzug mit Freiheitsentziehung verbundener vor-
beugender Maßnahmen

§ 57. Der Vollzug mit Freiheitsentziehung ver-
bundener vorbeugender Maßnahmen an Jugendli-
chen hat in den nach den §§158 und 159 des Straf-
vollzugsgesetzes für den Vollzug dieser Maßnah-
men an Erwachsenen bestimmten Anstalten oder in
den für den Strafvollzug an Jugendlichen bestimm-
ten Anstalten oder Abteilungen zu erfolgen. Die
Bestimmung der Anstalt obliegt dem Bundesmini-
sterium für Justiz (§161 des Strafvollzugsgesetzes).
§55 Abs..2 bis 6 gilt dem Sinne nach hinsichtlich
der Trennung der im Vollzug einer vorbeugenden
Maßnahme untergebrachten Jugendlichen von
Erwachsenen und von jugendlichen Strafgefange-
nen.

Behandlung jugendlicher Strafgefangener

§ 58. (1) Bei Ausführungen und Überstellungen
ist darauf Bedacht zu nehmen, daß der Strafgefan-
gene möglichst nicht vor der Öffentlichkeit bloßge-
stellt wird. Wenn nicht im einzelnen Fall Bedenken
bestehen, sind Ausführungen und Überstellungen
von Beamten in Zivilkleidung durchzuführen.
Weibliche Gefangene sind nach Möglichkeit von
Beamtinnen zu begleiten.
(2) Jugendliche Strafgefangene sind ihrer kör-

perlichen Entwicklung entsprechend reichlicher zu
verpflegen.

(3) Wenn es die Witterung gestattet, haben sich
jugendliche Strafgefangene, die nicht im Freien
arbeiten, täglich, andere jugendliche Strafgefan-
gene an arbeitsfreien Tagen mindestens zwei Stun-
den im Freien zu bewegen, wobei diese Zeit
womöglich zur körperlichen Entwicklung durch
Leibesübungen, Sport und Spiel zu verwenden ist.
Bei schlechter Witterung ist zu diesem Zweck von
den dafür geeigneten Räumlichkeiten innerhalb der
Anstalt Gebrauch zu machen.
(4) Jugendliche Strafgefangene sind nur mit

Arbeiten zu beschäftigen, die auch erzieherisch
nützlich sind. Sie sind insbesondere auch zu Arbei-
ten im Freien heranzuziehen. Zu Arbeiten außer-
halb der Anstalt dürfen jugendliche Strafgefangene
nur verwendet werden, wenn sie dabei der Öffent-
lichkeit nicht in einer Weise ausgesetzt sind, die

geeignet ist, ihr Ehrgefühl abzustumpfen. Die tägli-
che Arbeitszeit ist durch mindestens zwei längere
Erholungspausen zu unterbrechen.

(5) In den Sonderanstalten haben die Strafgefan-
genen regelmäßigen Unterricht zu erhalten. In
anderen Anstalten zum Vollzug von Freiheitsstra-
fen ist im Jugendstrafvollzug Unterricht zu erteilen,
soweit das möglich und tunlich ist. Der Unterricht
hat die Beseitigung von Mängeln der Pflichtschul-
bildung der Strafgefangenen anzustreben und dar-
über hinaus ihre Allgemeinbildung zu fördern. Die
Erfolge des Unterrichtes sind in geeigneter Weise
festzustellen. Die Zeit des Unterrichtes ist in die
Arbeitszeit einzurechnen.

(6) Die im § 93 des Strafvollzugsgesetzes vorge-
sehenen zeitlichen Beschränkungen für den
Besuchsempfang gelten für jugendliche Strafgefan-
gene nicht. Diese dürfen wenigstens jede Woche
einen Besuch in der Dauer von einer Stunde emp-
fangen. Zum Besuch dürfen auch Personen vorge-
lassen werden, die nicht zu den im § 86 Abs. 2 des
Strafvollzugsgesetzes genannten Angehörigen des
Strafgefangenen gehören, wenn sie das vierzehnte
Lebensjahr vollendet haben.

(7) Jedem in Einzelhaft angehaltenen jugendli-
chen Strafgefangenen ist täglich mindestens zwei-
mal Gelegenheit zu einem Gespräch zu geben.

(8) Die Ordnungsstrafe des Hausarrestes darf
nur für die Dauer von höchstens zwei Wochen ver-
hängt werden.

(9) Jugendlichen Strafgefangenen, die im Straf-
vollzug in gelockerter Form angehalten werden,
kann als Vergünstigung auch die Teilnahme an
einem Ausgang in kleiner Gruppe und in Beglei-
tung einer im Jugendstrafvollzug tätigen Person
gestattet werden. Bei diesen Ausgängen haben die
Strafgefangenen ihre eigene Kleidung zu tragen.

(10) Die Bestimmungen des Strafvollzugsgeset-
zes über den Strafvollzug in Stufen sind nicht anzu-
wenden.

(11) Für die Behandlung Jugendlicher, an denen
eine mit Freiheitsentziehung verbundene vorbeu-
gende Maßnahme vollzogen wird, gelten die Abs. 1
bis 10 dem Sinne nach.

Abweichen vom regelmäßigen Jugendstrafvollzug

§ 59. Erfordert die Eigenart eines jugendlichen
Strafgefangenen ein Abweichen vom regelmäßigen
Strafvollzug, so hat der Anstaltsleiter die notwendi-
gen Abweichungen von den Vorschriften des Straf-
vollzugsgesetzes und dieses Abschnittes anzuord-
nen. Dabei dürfen jedoch die dem Strafgefangenen
eingeräumten Rechte nicht beeinträchtigt werden.
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Kosten des Strafvollzuges

§ 60. Die wegen einer Jugendstraftat verurteilten
Personen sind zur Leistung eines Beitrages zu den
Kosten des Strafvollzuges nicht verpflichtet.

Artikel II

Änderungen des Strafgesetzbuches

Das Strafgesetzbuch, BGBl. Nr. 60/1974, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 205/1982,
295/1984 und 605/1987 wird wie folgt geändert:

1. In den §§ 23 Abs. 1 Z 2, 34 Z 1 und 39 Abs. 1
tritt jeweils an die Stelle des Wortes „achtzehnten"
das Wort „neunzehnten".

2. In den §§ 74 Z 2 und 211 Abs. 4 tritt jeweils an
die Stelle des Wortes „achtzehnte" das Wort
„neunzehnte".

3. Die Überschrift vor § 92 hat zu lauten:

„Quälen oder Vernachlässigen unmündiger, jünge-
rer oder wehrloser Personen"

4. Die Überschrift vor § 93 hat zu lauten:

„Überanstrengung unmündiger, jüngerer oder
schonungsbedürftiger Personen"

5. Die Überschrift vor § 208 hat zu lauten:

„Sittliche Gefährdung von Personen unter sech-
zehn Jahren"

6. Im § 208 treten an die Stelle der Worte
„unmündiger oder jugendlicher Personen" die
Worte „von Personen unter sechzehn Jahren"
sowie an die Stelle der Worte „jugendlichen Per-
son" jeweils die Worte „Person unter sechzehn
Jahren".

7. Die Überschrift vor § 209 hat zu lauten:

„Gleichgeschlechtliche Unzucht mit Personen
unter achtzehn Jahren"

8. Im § 209 treten an die Stelle der Worte „nach
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres" die
Worte „nach Vollendung des neunzehnten Lebens-
jahres" und an die Stelle der Worte „jugendlichen
Person" die Worte. „Person, die das vierzehnte,
aber noch nicht das achtzehnte Lebensjahr vollen-
det hat,".
9. Im §210 treten an die Stelle der Worte

„Jugendlichen" die Worte „Personen unter acht-
zehn Jahren".

Artikel III

Änderungen des Tilgungsgesetzes 1972

Der § 3 des Tilgungsgesetzes 1972, BGBl.
Nr. 68, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 605/1987, wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 1 erhalten die Zahlen 1. bis 3. die
Bezeichnungen „2." bis „4."; folgende neue Z 1
wird eingefügt:

„1. drei Jahre,
wenn er wegen Jugendstraftaten nach den
§§12 oder 13 des Jugendgerichtsgesetzes
1988 verurteilt worden ist, endet im Fall des
§ 13 jedoch nicht, bevor das Gericht ausge-
sprochen hat, daß von der Verhängung einer
Strafe endgültig abgesehen wird;".

2. Im Abs. 1 hat die neue Z 2 zu lauten:
„2. fünf Jahre,

wenn er zu einer höchstens einjährigen Frei-
heitsstrafe oder nur zu einer Geldstrafe oder
weder zu einer Freiheitsstrafe noch zu einer
Geldstrafe verurteilt worden ist oder wenn er
außer im Falle der Z 1 nur wegen Jugend-
straftaten verurteilt worden ist;".

Artikel IV

Änderungen des Bewährungshilfegesetzes

Das Bewährungshilfegesetz, BGBl. Nr. 146/
1969, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 605/1987, wird wie folgt geändert:

An die Stelle des bisherigen sechsten Abschnittes
tritt folgender neuer Abschnitt:

„SECHSTER ABSCHNITT

Mitwirkung an außergerichtlichen Tatausgleichen
und gemeinnützigen Leistungen

§ 29. (1) An Bemühungen um außergerichtliche
Tatausgleiche (§ 7 des Jugendgerichtsgesetzes
1988) wirken auf Ersuchen der Staatsanwaltschaf-
ten und Gerichte Beamte und Vertragsbedienstete
des Planstellenbereiches Bewährungshilfe des Bun-
desministeriums für Justiz mit, die für diese Tätig-
keit besonders geeignet sind. Sie berichten der
Staatsanwaltschaft oder dem Gericht im Einzelfall
über das Ergebnis ihrer Mitwirkung an solchen
Bemühungen.

(2) Die §§7, 7 a und 11 gelten für die Mitwir-
kung an außergerichtlichen Tatausgleichen dem
Sinne nach.
§ 29 a. An der Vermittlung von gemeinnützigen

Leistungen und anderen Auflagen (§§ 19, 20 des
Jugendgerichtsgesetzes 1988) wirken auf Ersuchen
der Gerichte Bewährungshelfer mit.
§ 29 b. Die §§ 19, 20 Abs. 1 und 5, 21 sowie der

dritte Abschnitt dieses Bundesgesetzes gelten bei
der Mitwirkung an Bemühungen um außergericht-
liche Tatausgleiche und an der Vermittlung von
gemeinnützigen Leistungen und anderen Auflagen
dem Sinne nach."
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Artikel V

Änderungen des Finanzstrafgesetzes

Das Finanzstrafgesetz, BGBl. Nr. 129/1958,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 414/1988, wird wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Ist der Täter zur Zeit der Tat zwar 14, aber
noch nicht 19 Jahre alt, so ist er nicht strafbar,
wenn er aus bestimmten Gründen noch nicht reif
genug ist, das Unrecht der Tat einzusehen oder
nach dieser Einsicht zu handeln."

2. §24 und seine Überschrift haben zu lauten:

„Sonderbestimmungen für Jugendstraftaten

§ 24. (1) Für Jugendstraftaten (§ 1 Z 3 des
Jugendgerichtsgesetzes 1988), die vom Gericht zu
ahnden sind, gelten neben den Bestimmungen die-
ses Hauptstückes die §§ 2, 3, 5 Z 6, 9 bis 16 und 19
bis 22 des Jugendgerichtsgesetzes 1988.
(2) Für Jugendstraftaten, die von der Finanz-

strafbehörde zu ahnden sind, gelten die §§ 5 Z 6
und 13 bis 15 des Jugendgerichtsgesetzes 1988
sinngemäß."

3. Im § 26 hat der Abs. 1 zu lauten:

„(1) Für die bedingte Nachsicht der durch die
Gerichte für Finanzvergehen verhängten Geldstra-
fen und Freiheitsstrafen sowie für die bedingte Ent-
lassung aus einer solchen Freiheitsstrafe gelten die
§§ 43, 43 a, 44 Abs. 1, 46, 48 bis 53, 55 und 56
StGB sinngemäß. Die Strafe des Verfalls darf nicht
bedingt nachgesehen werden; die des Wertersatzes
nur bei Jugendstraftaten."

4. In den §§41 Abs. 1 und 47 Abs. 1 treten
jeweils an die Stelle der Worte „achtzehnten
Lebensjahres" die Worte „neunzehnten Lebensjah-
res".
5. Im § 180 Abs. 1 wird der Klammerausdruck

„(§ 1 des Jugendgerichtsgesetzes 1961)" durch den
Klammerausdruck „(§ 1 Z 2 des Jugendgerichtsge-
setzes 1988)" ersetzt.
6. § 181 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Bei Jugendlichen ist die Untersuchungshaft
nur zulässig, wenn ihr Zweck nicht durch andere
Maßnahmen, insbesondere familienrechtlicher oder
jugendwohlfahrtsrechtlicher Art, erreicht werden
kann. Überdies darf die Untersuchungshaft nur
dann verhängt werden, wenn die mit ihr verbunde-
nen Nachteile für die Persönlichkeitsentwicklung
und für das Fortkommen des Jugendlichen nicht
außer Verhältnis zur Bedeutung der Tat und zu der
zu erwartenden Strafe stehen."

b) Folgender Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Der Befragung eines angehaltenen Jugendli-
chen zur Sache durch Organe der Finanz- oder
Zollämter, der Zollwache oder des öffentlichen
Sicherheitsdienstes und seiner förmlichen Verneh-
mung durch die Finanzstrafbehörde ist auf Verlan-
gen des Jugendlichen sein gesetzlicher Vertreter,
ein Erziehungsberechtigter oder ein Vertreter des
Jugendwohlfahrtsträgers, der Jugendgerichtshilfe
oder der Bewährungshilfe beizuziehen, sofern
damit keine unangemessene Verlängerung der
Anhaltung verbunden wäre. Über das Recht auf
Beiziehung ist der Jugendliche zu belehren, nach-
dem er festgenommen worden ist."

7. § 184 hat zu lauten:
„§ 184. Für Personen, die zum Zeitpunkt des

Antrittes einer Ersatzfreiheitsstrafe das 19. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, gelten die Bestim-
mungen des Jugendgerichtsgesetzes 1988 über den
Jugendstrafvollzug sinngemäß."

8. Im § 185 hat der Abs. 7 zu lauten:

„(7) Für die Kosten des Strafverfahrens und des
Strafvollzuges wegen einer Jugendstraftat (§ 1 Z 3
des Jugendgerichtsgesetzes 1988) gelten die §§45
und 60 des Jugendgerichtsgesetzes 1988."
9. § 225 entfällt.

Artikel VI

Änderung des Heeresdisziplinargesetzes 1985

Im § 5 Abs. 3 des Heeresdisziplinargesetzes
1985, BGBl. Nr. 294, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 342/1988 hat die Z 2 zu lauten:

„2. das strafgerichtliche Verfahren oder das Ver-
waltungsstrafverfahren rechtskräftig abge-
schlossen oder das strafgerichtliche Verfah-
ren, sei es auch nur vorläufig, eingestellt wor-
den".

Artikel VII

Änderung des Pornographiegesetzes

Das Bundesgesetz vom 31. März 1950, BGBl.
Nr. 97, über die Bekämpfung unzüchtiger Veröf-
fentlichungen und den Schutz der Jugend gegen
sittliche Gefährdung, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 158/1952, 278/1961 und 422/1974
sowie der Kundmachung BGBl. Nr. 46/1972 wird
wie folgt geändert:

§ 9 wird aufgehoben.

Artikel VIII

Inkrafttreten

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1989
in Kraft, soweit im folgenden nichts anderes
bestimmt wird.
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(2) Art. III tritt mit 1. Jänner 1990 in Kraft.

(3) Mit Ablauf des 31. Dezember 1988 tritt mit
den sich aus dem Art. IX ergebenden Einschrän-
kungen das Bundesgesetz vom 26. Oktober 1961,
BGBl. Nr. 278, über die Behandlung junger Rechts-
brecher (Jugendgerichtsgesetz 1961 — JGG 1961)
in seiner geltenden Fassung außer Kraft. Mit die-
sem Zeitpunkt tritt auch, soweit diese Rechtsvor-
schrift noch als Bundesgesetz in Geltung steht, die
Verordnung vom 27. Feber 1855, RGBl. Nr. 39,
außer Kraft.

Artikel IX

Übergangs- und Schlußbestimmungen

(1) Der dritte und vierte Abschnitt dieses Bun-
desgesetzes, die durch den Art. II geänderten
Bestimmungen des Strafgesetzbuches und die
durch Art. V Z 1 bis 4 geänderten Bestimmungen
des Finanzstrafgesetzes sind in Strafsachen nicht
anzuwenden, in denen vor ihrem Inkrafttreten das
Urteil oder Erkenntnis in erster Instanz gefällt wor-
den ist. Nach Aufhebung eines Urteils oder
Erkenntnisses infolge Nichtigkeitsbeschwerde,
Berufung oder Wiederaufnahme des Strafverfah-
rens ist jedoch im Sinne der §§ 1,61 StGB vorzuge-
hen.
(2) Die nachträgliche Straffestsetzung zu einer

bedingten Verurteilung richtet sich nach den §§15
und 16 dieses Bundesgesetzes.

(3) Soweit in einem Strafverfahren vor Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes vormundschafts- oder
pflegschaftsbehördliche oder jugendwohlfahrts-
rechtliche Verfügungen getroffen werden, gelten
für die Erhebung eines Rechtsmittels und das Ver-
fahren hierüber die bisherigen Bestimmungen.
(4) Änderungen der sachlichen Zuständigkeit

und der Zusammensetzung der Gerichte durch die-
ses Bundesgesetz haben auf anhängige Strafverfah-
ren keinen Einfluß. Ist jedoch im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes eine Anklage-
schrift oder ein Strafantrag noch nicht eingebracht
worden, so sind diese beim nunmehr zuständigen
Gericht einzubringen. Dieses Gericht ist auch
zuständig, wenn nach Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes ein Urteil infolge einer Nichtigkeitsbe-
schwerde, Berufung oder Wiederaufnahme des
Strafverfahrens aufgehoben wird.

(5) Die durch Art. III geänderten Bestimmungen
des Tilgungsgesetzes 1972 sind auf Verurteilungen
nicht anzuwenden, die vor dem 1. Jänner 1990
rechtskräftig werden.

(6) Im Strafregister sind Verurteilungen nachden §§ 12 und 13 dieses Bundesgesetzes sowie alle

sich auf solche Verurteilungen beziehenden Ent-
schließungen, Entscheidungen und Mitteilungen bis
zum 31. Dezember 1989 unter den Bezeichnungen
der §§12 und 13 des Jugendgerichtsgesetzes 1961
ersichtlich zu machen. Mit 1. Jänner 1990 sind alle
Verurteilungen nach den §§12 und 13 des Jugend-
gerichtsgesetzes 1961 und den §§ 12 und 13 dieses
Bundesgesetzes sowie alle sich auf solche Verurtei-
lungen beziehenden Entschließungen, Entscheidun-
gen und Mitteilungen unter den neuen Bezeichnun-
gen der §§ 12 und 13 dieses Bundesgesetzes ersicht-
lich zu machen.

(7) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem seiner Kundma-
chung folgenden Tag an erlassen werden. Sie dür-
fen frühestens gleichzeitig mit denjenigen Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes in Kraft treten, auf
die sie sich gründen.
(8) Verweisungen in diesem Bundesgesetz auf

andere Rechtsvorschriften des Bundes sind als Ver-
weisungen auf die jeweils geltende Fassung zu ver-
stehen. Wird in anderen Bundesgesetzen auf
Bestimmungen verwiesen, an deren Stelle mit dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes neue Bestim-
mungen wirksam werden, so sind diese Verweisun-
gen auf die entsprechenden neuen Bestimmungen
zu beziehen.

Artikel X

Vollziehung

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
betraut:
1. hinsichtlich der Art. I, II, III, IV, VII, VIII
und IX der Bundesminister für Justiz, der hin-
sichtlich des Art. I § 20 Abs. 6 das Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Arbeit und
Soziales, hinsichtlich des Art. I §§ 35 Abs. 4
und 37 das Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Inneres und hinsichtlich des
Art. VIII Abs. 3 zweiter Satz das Einverneh-
men mit den Bundesministern für Unterricht,
Kunst und Sport und für Wissenschaft und
Forschung zu pflegen hat;

2. hinsichtlich des Art. V der Bundesminister für
Finanzen und der Bundesminister für Justiz
nach Maßgabe des Bundesministeriengesetzes
1986 in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 78/1987 und 287/1987 und

3. hinsichtlich des Art. VI der Bundesminister
für Landesverteidigung.

Waldheim

Vranitzky
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